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1. Gegenstand und Zeitpunkt der Anhörung 

Die Totalrevision der Kernenergiehaftpflichtverordnung (KHV) setzt die neuen Vorgaben des Mitte 
2008 revidierten (und noch nicht in Kraft gesetzten) Kernenergiehaftpflichtgesetzes KHG um. Die Ver-
nehmlassung zur Totalrevision wurde am 28. Juni 2013 abgeschlossen. 

Die revidierte Kernenergiehaftpflichtgesetzgebung kann erst in Kraft gesetzt werden, wenn die revi-
dierte Fassung des ihm zugrundeliegenden internationalen Übereinkommens von Paris vom 29. Juli 
1960 über die Haftung gegenüber Dritten auf dem Gebiet der Kernenergie in Kraft tritt. Dies ist erst 
möglich, wenn mindestens zwei Drittel der 16 Vertragsparteien das Übereinkommen ratifiziert haben. 
Mit einem Inkrafttreten des revidierten Pariser Übereinkommens ist frühestens Anfang 2016 zu rech-
nen. 

Parallel zur Totalrevision läuft, basierend auf dem geltenden KHG, die vorliegende kleine Teilrevision 
der KHV. Es handelt sich um zwei Änderungen bezüglich der Risiken, welche von der privaten Versi-
cherungsdeckung ausgeschlossen werden dürfen. Die Änderungen sind dringend. Sie sind notwendig, 
damit die Privatassekuranz auch in Zukunft auf dem Versicherungsmarkt ausreichende Kapazität für 
die von der Kernenergiehaftpflichtgesetzgebung geforderte Deckung bereitstellen kann. Es kann nicht 
zugewartet werden, bis die totalrevidierte Kernenergiehaftpflichtgesetzgebung in Kraft tritt.  

Am 2. Oktober 2013 hat das Bundesamt für Energie BFE die Anhörung zur Änderung von Artikel 4 
Absatz 1 der KHV eröffnet. Sie dauerte bis zum 4. November 2013. Aufgrund der Dringlichkeit wurde 
die Frist auf 1 Monat verkürzt. 

Zur Anhörung wurden die Betreiber von Kernkraftwerken, die Zwischenlager Würenlingen AG, die 
swissnuclear sowie der Schweizerische Nuklearversicherungspool eingeladen. An der Anhörung be-
teiligten sich alle Vorgenannten sowie zusätzlich die Junge Grüne Schweiz, 6 energiepolitische Orga-
nisationen, 2 Umwelt- bzw. Landschaftsschutzorganisationen sowie das Centre Patronal. Insgesamt 
gingen 17 Stellungnahmen ein. 

2. Übersicht über die Beteiligung im Anhörungsverfahren 

 Teilnehmer 
Adressa-

ten 

Stellung-

nahmen 

1 
In der Bundesversammlung vertretene politische  

Parteien 
 1 

2 Elektrizitätswirtschaft 6 6 

3 Energiepolitische Organisationen  6 

4 Umwelt- und Landschaftsschutzorganisationen  2 

5 Versicherungsvertreter 1 1 

6 Arbeitgeberverbände  1 

 Total  17 

3. Überblick über das Ergebnis der Vernehmlassung 

Die Anhörungsteilnehmenden stehen den Änderungen im Verordnungsentwurf mehrheitlich ableh-
nend gegenüber.  

Die Jungen Grünen Schweiz, die energiepolitischen sowie Umwelt- und Landschaftsschutzorganisa-
tionen lehnen die Teilrevision der KHV ab und beantragen – teilweise unter Verweis auf ihre Stellung-
nahme aus der Vernehmlassung zur Totalrevision der KHV – eine grundlegende Überarbeitung der 
Kernenergiehaftpflichtgesetzgebung. Sie halten ferner die Orientierung an den Expositionsgrenzwer-
ten zum Ausschluss von Risiken für problematisch. Die Situation in Fukushima habe deutlich gezeigt, 
dass gesetzlich verankerte Grenzwerte rasch aufgehoben werden können. Die vorgeschlagene An-
passung berge grosse zusätzliche Risiken für den Bund. 

Swissnuclear, die Betreiber von Kernkraftwerken und die Zwischenlager Würenlingen AG beantragen, 
im Verordnungsentwurf Artikel 4 Absatz 1 Buchstabe a

ter
 zu streichen und die daraus folgende Prä-
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mienerhöhung in Artikel 5 Absatz 1 rückgängig zu machen. Im Wesentlichen wird geltend gemacht, es 
sei unzutreffend, dass die Privatassekuranz bisher der Ansicht gewesen sei, Schäden innerhalb der 
Toleranzgrenzen würden nicht als nukleare Schäden im Sinne der Kernenergiehaftpflichtgesetzge-
bung gelten. Die von den Versicherern eingeführte Sublimite von 30 Millionen Schweizer Franken sei 
ferner nicht unzulässig, da die Sublimite nur eine sogenannte passive Rechtsschutzversicherung dar-
stelle und die Privatassekuranz Schäden innerhalb der Toleranzgrenzen bereits heute in der vollen 
Deckungshöhe versichere. Die Einführung einer neuen Teildeckung sei nicht erforderlich und die 
Pflicht zur Übernahme eines zusätzlichen Risikos durch den Bund entfalle. Damit entfalle die vorgese-
hene Anpassung der Prämienhöhe. 

Der Schweizerische Nuklearversicherungspool (Vertreter der Versicherer im nuklearen Bereich) be-
grüsst die Berücksichtigung ihrer Anliegen. Das Centre Patronal ist nach Konsultation der wirtschaft-
lich betroffenen Kreise mit den Änderungen im Verordnungsentwurf einverstanden. 
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Anhang: Eingegangene Stellungnahmen 

Politische Parteien 

Junge Grüne Schweiz 

 

Elektrizitätswirtschaft 

Axpo Holding AG 

BKW Energie AG 

Kernkraftwerk Gösgen-Däniken AG 

Kernkraftwerk Leibstadt AG 

Swissnuclear 

Zwischenlager Würenlingen AG 

 

Energiepolitische Organisationen 

Allianz Atomausstieg 

Ärztinnen und Ärzte für soziale Verantwortung / zur Verhütung des Atomkrieges 

ContrAtom 

Gewaltfreie Aktion Kaiseraugst 

Klar! Schweiz 

Schweizerische Energiestiftung 

 

Umwelt- und Landschaftsschutzorganisationen 

Greenpeace Schweiz 

WWF Schweiz 

 

Weitere Vernehmlassungsteilnehmer 

Schweizer Pool für die Versicherung von Nuklearrisiken 

Centre Patronal 


